
FORVM bei Context XXI Nix Nomenklatura

FORVM: http://contextxxi.org/nix-nomenklatura.html | Seite 1

Auszug aus FORVM bei Context XXI
(http://contextxxi.org/nix-nomenklatura.html)

erstellt am: 8. Oktober 2026
Datum dieses Beitrags: September 1981

Nix Nomenklatura
Machtkampf im Betrieb

n MICHAEL SIEGERT

„In Polen wird eine Revolution vollzo-
gen,  deren  Hauptkraft  Solidarnosc
ist“, heißt es mit Recht im Bericht des
Landeskoordinierungsausschusses
(KKP) von Solidarnosc an den ersten
Kongreß  der  unabhängigen  Gew-
erkschaft in Danzig, der am 6. Septem-
ber begann. Wenn der Gesetzentwurf
verwirklicht wird, der hier abgedruckt
ist, kann man nicht nur im politischen,
sondern auch im sozialökonomischen
Sinn von einer  Revolution sprechen.
Es  wäre  das  erste  konsequent  syn-
dikalistische Experiment. Volle Gewalt
über den Betrieb haben die Arbeiter
noch nirgendwo bekommen.

Der Gesetzentwurf wurde in einer Ar-
beitsgruppe von Solidarnosc erstellt,
die  „das  führende  Netz“  (Wiodaca
siec)  genannt  wird.  Es  handelt  sich
dabei um Solidarnosc-Funktionäre aus
Großbetrieben, die sich erstmals auf
Initiative des Regionalverbands (MKZ)
von Lodz im Frühjahr 1981 in Danzig
trafen; das zweite Treffen fand am 11.
Mai in der Leninhütte in Krakau statt
(„13  Thesen“),  das  dritte  in  Stettin,
wo  am 8.  Juli  dieser  Gesetzentwurf
über  Arbeiterselbstverwaltung
beschlossen  wurde.

Beteiligt  waren  hauptsächlich
Delegierte  von  Arbeiterräten,  die  in

der  ersten  Jahreshälfte  in  den  Be-
trieben gewählt wurden und die bish-
er noch der Kompetenzen mangeln. In
der Praxis mischen sie sich bereits in
die  Geschäfte  der  Betriebe ein,  z.B.
bei der Bestellung von Direktoren, bei
der  Diskussion  von  Produktionspro-
grammen  usw.  Dort  sammeln  sich
auch die technisch interessierten Gew-
erkschafter,  vor  allem  die  Fraktion
der  „radikalen  Ingenieure“,  die  auf-
grund ihres  Sachverstands  und  Pro-
duktionsinteresses immer wieder auf
die  eingebaute  Anarchie  der  Plan-
wirtschaft  gestoßen werden und die
die  Sache  endlich  selber  in  ihre
Hände  nehmen  wollen.  Dem  Typus
nach  bildet  diese  Gruppe  auch  den
harten Kern der radikalen Fraktion in
der Gewerkschaft (Rulewski und Gwi-
azda z.B. sind Ingenieure).

In jedem größeren Betrieb gibt es jet-
zt praktisch zwei Vertretungen der Ba-
sis: den Arbeiterrat und die Betriebs-
gewerkschaftskommission.  Beide  ge-
hören zu Solidarnosc, haben aber ver-
schiedene Interessensgebiete zu bear-
beiten: der Arbeiterrat kümmert sich
um die  Seite  der  Produktion  (wenn
das Gesetz Wirklichkeit  wird, übern-
immt er praktisch „konstitutionell“ die
Leitung der Fabrik, wie ein Aufsichts-
rat in einem kapitalistischen Unterneh-
men),  während  die  Betriebsgew-
erkschaftskommission für die sozialen
Belange der Arbeiter einzutreten hat
(Lohnforderungen  etc.).  Es  gibt  aus
dieser unterschiedlichen Aufgabenstel-
lung  bereits  die  ersten  Konflikte  in
den Betrieben.

„Das Hauptziel ist“, so sagte uns der
Vorsitzende  eines  Arbeiterrats,  „zu

vermeiden, daß es wieder so kommt
wie nach 1956, als von der Partei Ar-
beiterräte  zugestanden  wurden,  die
man aber dann binnen kurzem so aus-
gehöhlt hat, daß sie nichts zu reden
hatten.“ Gomulka hatte den Arbeitern
ursprünglich,  als  er  1956  an  die
Macht  kam, große Konzessionen ge-
macht,  das Gesetz über Arbeiterräte
vom 10.  Dezember 1958 nahm aber
das meiste wieder zurück.

Diese  Enttäuschung  gehört  mittler-
weile  zu  den  Grunderfahrungen  der
polnischen  Arbeiter,  sie  wollen  sich
nicht noch einmal überfahren lassen.
Am Parteitag  Mitte  Juli  wurde zwar
auf  den  Vorschlag  des  „Netzes“  in-
sofern reagiert, als man in allgemei-
nen Worten eine verstärkte Mitbestim-
mung  der  Arbeiter  versprach,  den
konkreten Gewerkschaftsentwurf aber
scharf ablehnte.

Der Delegierte Jonkisz sprach von „a-
narchosyndikalistischen  Tendenzen“,
der Delegierte Karp warnte, die Pro-
duktionsmittel  müßten  „in  Staatsbe-
sitz“ bleiben, der Delegierte Szyszka
sah  sogar  eine  „Rückkehr  zum  Pri-
v a t k a p i t a l i s m u s “  i m  G e w -
erkschaftsvorschlag.  Warschaus
Sekretär Kociolek wehrte „einen lauts-
tarken  Versuch  des  Griffs  nach  der
Macht“  ab.  Regierungschef  General
Jaruzelski qualifizierte es als Versuch,
das „Staatseigentum in die Hände von
Gruppeninteressen zu legen“.

Ist die Überführung der Fabriken vom
bloßen Staatseigentum in  das  Grup-
peneigentum der Arbeiter ein Schritt
in Richtung Kapitalismus? So könnte
man argumentieren, würde das Eigen-
tum im Sinne von „Volksaktien“ parzel-
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liert.  Der  angestrebte  Syndikalismus
ist stets in Gefahr, nach einem der bei-
den  Pole  abzurutschen,  dem  privat-
oder  dem  staatskapitalistischen.  Die
Gewerkschaft hat sich jedoch in ihren
generellen  „Richtlinien“  bereits  fest-
gelegt (erschienen in Solidarnosc vom
17. April 1981): daß nämlich die Zen-
tralplanung nicht abgeschafft werden
möge,  sie  soll  aber  „einen  strate-
gischen und keinen operativen Charak-
ter haben“. Die Regierung greift nach
diesem  Modell,  das  Jugoslawien
abgeschaut  ist,  in  die  Wirtschaft
durch  Finanzgesetze  und  Kreditver-
gabe  über  die  Banken  ein,  ähnlich
(noch stärker) wie in den „gemischt-
en“  Wirtschaften  des  Westens,  z.B.
Österreichs.

Privatbesitz  wird  von  Solidarnosc  in
der Landwirtschaft, bei Handwerkern
und  Kleinhändlern  befürwortet.  Das
entspricht  auch  langjährigen  Mein-
ungskonstanten der Bevölkerung, wie
sie  polnische  Soziologen  schon  seit
den  fünfziger  Jahren  erheben.  Die
Skala verläuft etwa so: praktisch alle
Befragten sprechen sich für privaten
Einzelhandel  aus  (nur  zwei  Prozent
dagegen), mehr als zwei Drittel für pri-
vaten Einzelhandel, aber mehr als die
Hälfte bis zwei Drittel  gegen  Privat-
großhandel;  bei  kleinen  Industriebe-
trieben (Werkstätten)  ist  ein knappe
Mehrheit  für  Privatisierung,  bei
mittleren Betrieben sind zwei Drittel
bis drei Viertel dagegen und bei der
Schwerindustrie  sind  bis  auf  zwei,
drei  Prozent alle  gegen Privatbesitz;
ähnlich  liegt  das  Meinungsspektrum
beim  Außenhandel  (höchstens  jeder
Sechste ist hier für Privatbesitz) und
bei  den  großen  Landgütern  (höch-
stens  jeder  Vierte  wil l  sie  pri-
vatisieren).  Alle  Ziffern  nach  dem
Präsidenten  der  polnischen  Soziolo-
gengesellschaft  Prof.  Stefan  Nowak
(in  Spektrum  der  Wissenschaft,
September  1981).

Während  die  Regierung  im  August
wichtige  Lebensmiittelpreise  erhe-
blich anhob, schien die Gewerkschaft
Solidarnosc  durch  ihr  Stillhalten
anzudeuten,  daß  sie  mit  einem  Ge-

gengeschäft einverstanden wäre: wir
tolerieren  die  Preiserhöhungen,  ihr
gebt  uns  dafür  Arbeiterselbstverwal-
tung. Parteichef Kania lehnte das in
seiner Rede auf der ersten Vollsitzung
des  neu  gewählten  Zentralkomitees
am 2. September ausdrücklich ab. Be-
triebsleiter  könnten  nicht  von  der
Belegschaft  gewählt  werden,
bekräftigte  er  den  Anspruch  der
Partei auf die Nomenklatura, also die
Ernennung der Funktionäre auf allen
Ebenen.

Das ist aber auch ein Kernpunkt der
Arbeiterselbstverwaltung.  Schon  im
Juli hatte es bei der Fluglinie LOT ei-
nen Streik  um die  Ernennung eines
neuen Direktors gegeben, ein zweiter
Konflikt bereitete sich Anfang Septem-
ber mit der Urwahl eines neuen Direk-
tors durch die Arbeiter in der Hütte
Kattowitz  vor.  Walesa versuchte der
Partei ein Nachgeben mit dem Argu-
ment schmackhaft zu machen, in selb-
stverwalteten  Betrieben  gäbe  es
wahrscheinlich weniger  Streiks,  weil
die Arbeiter ja kaum „gegen die eige-
nen Interessen“ streiken würden.

Mittlerweile sind die Preise von But-
ter, Brot, Zucker, Milch und Schinken
verdrei- bis vervierfacht worden; Zdis-
law Krasinski,  Leiter  der  staatlichen
Preiskommission,  schätzt,  daß  da-
durch die monatlichen Ausgaben der
Familien für Nahrungsmittel von bish-
er  600 bis  2000 Zloty  auf  1500 bis
4000 Zloty ansteigen. Arbeitsminister
Rajkiewicz  sieht  für  1981  erstmals
180.000 „Berufswechsler“, also Arbeit-
slose voraus. Nach dem Sommer fan-
den 90.000 Schulabgänger keinen Job.

Die  Leiterin  des  Warschauer  Arbeit-
samtes, Frau Kowalska, gab in der Zei-
tung  Zycie  Warszawy  ihre  Beobach-
tung wieder, daß viele Betriebsdirek-
toren  noch  keine  Vorstellung  vom
Wirtschaftsplan  in  der  zweiten
Jahreshälfte  1981  hätten  und  ihre
Entscheidungen vor sich her schöben;
so käme es laufend zu Entlassungen
(die  polnischen  Arbeitsämter  zahlen
übrigens  keine  Arbeitslosenunter-
stützung). Überhaupt bringt die Block-
ade der Wirtschaftsreform durch die
Partei,  die  sich  weigert,  mit  Soli-
darnosc  Kompromisse  einzugehen,
Polen immer näher an den Rand eines
Zusammenbruchs. Steckt eine Strate-
gie des Durchgreifens dahinter?

Die  Konfrontation  eskalierte  weiter,
als  der  Referent  des  Politbüros  auf
der ZK-Tagung, Jan Glowczyk,  am 2.
September die Forderung nach einer,
wie  er  es  ausdrückte,  „absoluten“
Selbstverwaltung  der  Arbeiter  „a-
narchistisch“ nannte; sie sei für „anti-
sozialistische  Gruppen  eine  weitere
Etappe in ihrem Kampf um die totale
Macht“. Am nächsten Tag nannte die
sowjetische  Gewerkschaftszeitung
Trud  die  Namen  „Konterrevolu-
tionäre“ in der Führung der Solidar-
ität:  Rulewski,  Bujak,  Gwiazda,  Lis
wollten „die Kommunisten erledigen“,
sie  hätten  Polen  „an  den  Rand  der
Anarchie  und des Zusammenbruchs“
getrieben (Lis ist übrigens Parteimit-
glied).

Die  Drohung  wurde  am  selben  Tag
durch Kanias Ankündigung verstärkt,
die  Parteiführung  erwäge  gegen
Streiks  im  Rundfunk  die  Ausrufung
des Ausnahmezustands. Am 4. Septem-
ber, dem Tag vor der Eröffnung des er-
sten  freien  Gewerkschaftskongresses
Volkspolens, begannen in der Ostsee
und in den an Polen angrenzenden Ge-
bieten  der  Sowjetunion  Militär-
manöver von über 100.000 Mann un-
ter der Leitung von Verteidigungsmin-
ister Ustinow, die am 8. September ge-
meinsam mit polnischen Truppen auf
Südwestpolen  ausgedehnt  wurden.
„Der Kampf hat erst begonnen“, sagte
Walesa  zur  Kongreßeröffnung  in
Danzig.

Walesa hatte im polnischen Fernsehen
am Vorabend des Gewerkschaftskon-
gresses  das  Solidarnosc-Modell  für
Selbstverwaltung auch den Bruderlän-
dern empfohlen. Der Kongreß forderte
die  osteuropäischen  Arbeiterklassen
auf, ebenfalls freie Gewerkschaften zu
gründen; Solidarnosc würde gerne En-
twicklungshilfe leisten.

Als der Kongreß das alte Kirchenlied
„Gott,  der  Du  Polen  ...“  anstimmte,
sang man nicht den neueren Refrain,
laut dem Gott das freie Vaterland seg-
nen soll,  sondern den alten,  in  dem
Gott  um  die  Gnade  angefleht  wird,
„das freie Vaterland wiederherzustel-
len“.

Am 8. September beschloß der Soli-
darnosc-Kongreß die Forderung nach
einer Volksabstimmung über den Gew-
erkschaftsvorschlag  zur  Arbeiter-
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mitbestimmung.

9. September 1981

Michael Siegert: Geboren am 12.
Oktober  1939  in  Reichenberg
(Liberec),  gestorben am 23. Okto-
ber 2013 in Wien; studierte längere

Zeit  Naturwissenschaften  und
Geschichte  an  der  Universität
Wien;  1963  Vorsitzender  der
Vereinigung  demokratischer  Stu-
denten;  später  Mitarbeiter  der
sozialistischen  Studentenorganisa-
tion; war von 1973 bis 1982 Blatt-

macher des FORVM.
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